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1. Verteilungsgerechtigkeit historisch –  Ausbeutung als Gerechtigkeits- und Eigentumsfrage

1.1 „In der heutigen Gesellschaft sind die Arbeitsmittel Monopol der Kapitalistenklasse; die hierdurch bedingte Abhängigkeit der Arbeiterklasse ist die Ursache allen Elends und der Knechtschaft in allen Formen ... Von diesen Grundsätzen ausgehend, erstrebt die deutsche Arbeiterpartei mit allen gesetzlichen Mitteln den freien Staat und die sozialistische Gesellschaft; die Aufhebung des Lohnsystems mit dem ehernen Lohngesetz und der Ausbeutung in jeder Gestalt; die Beseitigung aller sozialen und politischen Ungleichheiten... (Gothaer Programm, 1875, zit. nach: Wilhelm Mommsen. Deutsche Parteiprogramme. Vom Vormärz bis zur Gegenwart. München, 1952. S.100)

1.2 „Das eherne ökonomische Gesetz, welches unter den heutigen Verhältnissen, unter der Herrschaft von Angebot und Nachfrage nach Arbeit den Arbeitslohn bestimmt, ist dieses: dass der durchschnittliche Arbeitslohn immer auf den notwendigen Lebensunterhalt reduziert bleibt, der in einem Volk gewohnheitsmäßig zur Fristung der Existenz und zur Fortpflanzung erforderlich ist.“ (Ferdinand Lasalle, Offenes Antwortschreiben, In: Bd. 2, S.393-457, S.421)

„Den Arbeiterstand zu seinem eigenen Unternehmer zu machen – das ist das Mittel, durch welches – und durch welches allein -, wie sie jetzt sofort selber sehen, jenes eherne und grausame Gesetz beseitigt sein würde, das den Arbeitslohn bestimmt.“ (ebd. S. 429)

„Das Übergangsmittel (für die Vergesellschaftung der (Kapital-) Vorschüsse: ,Ertrag der Produktion nach Maßgabe der Leistung verteilen S.220) hierzu, das leichteste und mildeste Übergangsmittel – sind die Produktiv-Assoziationen der Arbeiter mit Staatskredit.“ (ebd., S.220)

1.3 Das eherne Lohngesetz ist die herrschende ökonomische Lehre der führenden Ökonomen Deutschlands in der Zeit mit der apologetischen Beweisabsicht, dass der Arbeitslohn seiner ausbeuterischen Natur gemäß nicht über das Existenzminimum steigen könne. Lasalle teilt diesen Standpunkt und beruft sich genau darauf, um den entgegengesetzten, arbeiterfreundlichen Schluss zu ziehen.   

„Hören Sie zunächst den Chef der französischen Bourgeois-Ökonomie, denn begreifen Sie wohl, ich werde hier nicht einen einzigen Sozialisten zitieren. Ich spreche nur von der Bourgeois-Ökonomie, auf deren Ausspruch allein ich mich berufe.“ (F. Lasalle, Arbeiterlesebuch, a.a.O, Bd. 2, S. 501-623, S. 513)

1.4 „Was ist „gerechte“ Verteilung?

Behaupten die Bourgeois nicht, dass die heutige Verteilung „gerecht“ ist? Und ist sie in der Tat nicht die einzige „gerechte“ Verteilung auf Grundlage der heutigen Produktionsweise? Werden die ökonomischen Verhältnisse durch Rechtsbegriffe geregelt, oder entspringen nicht umgekehrt die Rechtsverhältnisse aus den ökonomischen? Haben nicht auch die sozialistischen Sektierer die verschiedensten Vorstellungen über „gerechte“ Verteilung? (S.18)  ...

Abgesehen vom dem bisher Entwickelten war es überhaupt fehlerhaft, von der sog. Verteilung Wesens zu machen und den Hauptakzent auf sie zu legen. 

Die jedesmalige Verteilung der Konsumtionsmittel ist nur Folge der Verteilung der Produktionsmittel selbst; letztere Verteilung aber ist ein Charakter der Produktionsweise selbst. Die kapitalistische Produktionsweise z.B. beruht darauf, dass die  sachlichen Produktionsbedingungen Nichtarbeitern zugeteilt sind unter der Form von Kapitaleigentum und Grundeigentum, während die Masse nur Eigentümer der persönlichen Produktionsbedingung, der Arbeitskraft, ist. Sind die Elemente der Produktion derart verteilt, so ergibt sich von selbst die heutige Verteilung von Konsumtionsmittel. Sind die sachlichen Produktionsbedingungen genossenschaftliches Eigentum der Arbeiter selbst, so ergibt sich ebenso eine von der heutigen verschiedne Verteilung der Konsumtionsmittel. Der Vulgärsozialismus (und von ihm wieder ein Teil der Demokratie) hat es von den bürgerlichen Ökonomen überkommen, die Distribution als von der Produktionsweise unabhängig zu betrachten und zu behandeln, daher den Sozialismus hauptsächlich als um die Distribution sich drehend darzustellen. Nachdem das wirklich Verhältnis längst klargelegt, warum wieder rückwärtsgehn?“ (K.Marx: Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei, MEW, Bd.19, S.22)

1.5 „Von dem Arbeitsertrag (der Produktion) wird zunächst soviel abgezogen und unter die Arbeiter verteilt, als zu ihrer Lebensfristung erforderlich ist (Arbeitslohn). Der ganze Überschuss der Produktion – des Arbeitsertrages – fällt auf den Unternehmeranteil. (ebd. S. 423) ... 

„Wenn der Arbeiterstand sein eigener Unternehmer ist, so fällt jene Scheidung zwischen Arbeitslohn und Unternehmergewinn und mit ihr der bloße Arbeitslohn überhaupt fort, und an seine Stelle tritt als Vergeltung der Arbeit: der Arbeitsertrag!“ (F. Lasalle, Offenes Antwortschreiben... In: F.Ls Reden und Schriften, Berlin 1893, Bd 2., S.409-455, S.429)

1.6 „Womit wir es hier (s.1.5) zu tun haben, ist eine kommunistische Gesellschaft, nicht wie sie sich auf ihrer eigenen Grundlage entwickelt hat, sondern umgekehrt, wie sie eben  aus der kapitalistischen Gesellschaft hervorgeht, also in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, geistig, noch behaftet ist mit den Muttermalen der alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie herkommt. Demgemäss erhält der einzelne Produzent – nach den Abzügen – exakt zurück, was er ihr gibt. Was er ihr gegeben hat, ist seine individuelles Arbeitsquantum. Z.B. der gesellschaftliche Arbeitstag besteht aus der Summe der individuellen Arbeitsstunden. Die individuelle Arbeitszeit des einzelnen Produzenten ist der von ihm gelieferte Teil des gesellschaftlichen Arbeitstags, sein Anteil daran. Er erhält von der Gesellschaft einen Schein, dass er soundso viel Arbeit geliefert (nach Abzug seiner Arbeit für die gemeinschaftlichen Fonds), und zieht mit diesem Schein aus dem gesellschaftlichen Vorrat von Konsumtionsmitteln soviel heraus, als gleich viel Arbeit kostet. Dasselbe Quantum Arbeit, das er der Gesellschaft in einer Form gegeben hat, erhält er in der andern zurück.

Es herrscht hier offenbar dasselbe Prinzip, das den Warenaustausch regelt, soweit er Austausch Gleichwertiger ist. Inhalt und Form sind verändert, weil unter den veränderten Umständen niemand etwas geben kann außer seiner Arbeit und weil andrerseits nichts in das Eigentum der einzelnen übergehen kann außer individuellen Konsumtionsmitteln. Was aber die Verteilung der letzteren unter die Produzenten betrifft, herrscht dasselbe Prinzip wie beim Austausch von Warenäquivalenten, es wird gleichviel Arbeit in einer Form gegen gleich viel Arbeit in einer anderen ausgetauscht.

Das gleiche Recht ist hier daher immer noch – dem Prinzip nach – das bürgerliche Recht, während der Austausch von Äquivalenten beim Warenaustausch nur im Durchschnitt, nicht für den einzelnen Fall existiert. (K.Marx: Randglossen zum Programm der deutschen Arbeiterpartei, MEW, Bd.19, S.20)

2. Gerechtigkeit:  ein Wirtschafts- und Staatseroberungsprogramm mit einem folgerichtigen und geständigem Forderungskatalog 

2.1 Eine bezeichnende Erweiterung des Opfersbegriffs ...

"I. Der Kapitalismus. 2. Mit der Entwicklung des kapitalistischen Großbetriebes wächst die Ergiebigkeit der menschlichen Arbeit. Aber (!) nicht in gleichem Maße wird die Lebenshaltung der Arbeiter und Angestellten verbessert. Jede Vervollkommnung der Maschinerie, jede Rationalisierung des Produktionsprozesses, die die Ergiebigkeit der Arbeit steigert, macht zugleich Arbeitskräfte entbehrlich und stürzt dadurch Arbeiter und Angestellte in das Elend der Arbeitslosigkeit. ...

So gerät die Lebenshaltung der Arbeiter und Angestellten in immer schrofferen Gegensatz zu der Ergiebigkeit ihrer Arbeit, zum Anschwellen des von ihnen geschaffenen Reichtums.  ...

4. Die kapitalistischen Großbetriebe vereinigen sich zu immer größeren Konzernen, sie organisieren sich zu Kartellen und Trusts, sie geraten immer mehr unter die Herrschaft des Finanzkapitals.

Mächtige Kartelle diktieren dem ganzen Volk die Warenpreise. Große Industriekonzerne, die ganze Produktionszweige stillzulegen vermögen, zwingen den Regierungen und Volksvertretungen ihren Willen auf. Die Großbanken beherrschen die Produktion, sie üben auf Staat und Gesellschaft den stärksten Einfluss. Das ganze arbeitende Volk gerät so unter die drückende Herrschaft einer kleinen Zahl von Kapitalsmagnaten. Die Entwicklung der Produktionskräfte sprengt die nationalen Grenzen der kapitalistischen Organisationen. Die wirtschaftliche und politische Weltmacht sammelt sich in den Händen des Finanzkapitals der hochkapitalistischen Staaten.

Internationale Kartelle diktieren den einzelnen Ländern die Warenpreise und den Umfang der Produktion. Kleine und wirtschaftlich schwache Länder geraten in drückende Abhängigkeit von den großkapitalistischen Weltmächten. Die heimische Kapitalistenklasse wird zum Fronvogt der internationalen Hochfinanz, das nationale Staatswesen gerät unter den Druck der kapitalistischen Weltmächte." (Linzer Programm der SDAP, 3.Nov. 1926)

2.2 ...und eine durchaus konsequente Neuinterpretation von (nationaler) Revolution und sozialistischem Internationalismus: der Anschluss
„Die Sozialdemokratie betrachtet den Anschluss Deutschösterreichs an das Deutsche Reich als notwendigen Abschluss der nationalen Revolution von 1918. Sie erstrebt mit friedlichen Mitteln den Anschluss an die Deutsche Republik.“ (Linzer Programm der SDAP, 3.Nov. 1926)

2.3 "Wirtschaftspolitik: Die Sozialdemokratie fördert die Steigerung der Ergiebigkeit der Arbeit als Voraussetzung der Hebung der Lebenshaltung der arbeitenden Volksmassen. Sie fordert zu diesem Zwecke: Beseitigung der Schranken, die der Entwicklung der Arbeitsteilung zwischen den Völkern im Wege stehen. Internationaler Abbau der Schutzzollsysteme und Freizügigkeitsbeschränkungen.

Beseitigung der zünftlerischen und der bürokratischen Hindernisse der Entwicklung der Produktivkräfte. Staatliche Förderung der Ansiedlung und Entwicklung neuer Industriezweige, der Ausnützung der natürlichen Kraftquellen und des Ausbaues des Verkehrwesens.

Berufliche Ertüchtigung der Arbeiterjungend: Ausbau der Fortbildungs- und Fachschulen und des Lehrwerkstättenwesens, Beschränkung der Lehrzeit auf as für die berufliche Ausbildung notwendige Ausmaß.

Erhaltung und Befestigung der wertbeständigen Währung.

Bekämpfung der Wirtschaftskrisen

Die Sozialdemokratie bekämpft die kapitalistischen Monopole.

Verschärfung der Staatsaufsicht über die Kredit- und Zinsfußpolitikder Notenbank, über die Banken, die Kartelle und Industriekonzerne; Erlassung eines Kartellgesetzes.

Mieterschutz, gemeinnütziger Wohnungsbau, Demokratisierung des Steuerwesens. Abbau der Verbrauchssteuern auf notwendigen Massenverbrauch. Ausbau progressiver Einkommen-, Vermögens-,

Erbschafts- und Luxussteuern. Höhere Besteuerung des Einkommens aus Besitz als des Einkommens aus eigener Arbeit. Erhöhung des steuerfreien Minimums der Einkommenssteuer, Schaffung eines steuerfreien Minimums für die Erwerb- und Grundsteuer."

Sozialpolitik:

Die Sozialpolitik verteidigt das Koalitionsrecht der Arbeiter, Angestellten und Beamten. Sie stellt ihre politische Macht in den Dienst der gewerkschaftlichen Kämpfe der Arbeiter, Angestellten und Beamten.

Die Sozialdemokratie fördert die Entwicklung der Wirtschaftsdemokratie:

Ausbau des Mitbestimmungsrechts der Arbeiter, Angestellten und Beamten in ihren Arbeitsstätten und in der Gesamtwirtschaft durch die Betriebsräte, die Personalvertretungen, die Gewerkschaften und die

Arbeiter- und Angestelltenkammern. ... Arbeiter- und Angestelltenschutz...Achtstundentag..." (Linzer Programm der SDAP, 1926)

3. Gerechtigkeit und Realismus: Vom Lohnkampf zur Lohnpolitik aus Verantwortung für das große Ganze
3.1. „Die gewerkschaftliche Aufgabe hat früher darin bestanden, kraft der gewerkschaftlichen Stärke möglichst hohe Löhne und Gehälter zu erreichen. Damals haben aber die Gewerkschaften keinen wirksamen Einfluss auf die Wirtschaft gehabt…. Da die Gewerkschaften früher keinen ins Gewicht fallenden wirtschaftlichen Einfluss hatten, mussten(!) sie auch nicht auf gesamtwirtschaftliche Interessen in dem Ausmaß Rücksicht nehmen, wie sie es bei der wirtschaftlichen Mitverantwortung heute müssen.“ (ÖGB, Stellungnahme zur Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik und Kulturpolitik, Wien 1959, S.6) 

3.2. „Fortschrittliche Gewerkschaftspolitik ... das Forderungsprogramm in Übereinstimmung mit den allgemeinen Erfordernissen zu bringen, zugunsten der Staatswohlfahrt sich zu beschränken ... durch eine möglichst günstige Wirtschaftsentwicklung die Voraussetzungen zur Hebung des Lebensstandards der Arbeiter und Angestellten zu schaffen.“ (ÖGB, Stellungnahme zur Wirtschaftspolitik, Sozialpolitik und Kulturpolitik, Wien 1959, S.6)
4. Verteilungs = Opfergerechtigkeit einst und heute: Aus Dienst Verdienst oder auch nicht

4.1. Der Lohnfetisch: Gerechter Lohn  für ordentliche Arbeit: Überstundenentgelt und Gefahrenzulage etc.pp. – Chancengleichheit – Arbeitsplatz & Ausländerfrage

„Man begreift die entscheidende Wichtigkeit der Verwandlung von Wert und Preis der Arbeitskraft in die Form des Arbeitslohns oder in Wert und Preis der Arbeit selbst. Auf dieser Erscheinungsform, die das wirkliche Verhältnis unsichtbar macht und grade sein Gegenteil zeigt, beruhn alle Rechtsvorstellungen des Arbeiters wie des Kapitalisten, alle Mystifikationen der kapitalistischen Produktionsweise, alle ihre Freiheitsillusionen, alle apologetischen Flausen der Vulgärökonomie.“ (Marx, K1, S.562)   

4.2. Zeitgemäße Beiträge zur Gerechtigkeitsdebatte: Von „Sozialschmarotzern“, für die es „kein Recht auf Faulheit gibt“  (Gerhard Schröder, 2005, anlässlich der Harzreformen), der Absage an „wohlerworbene Rechte“ (Vranitzky etc. pp.) zu ihrer philosophischen Überhöhung:

„Lebten im ökonomischen Altertum die Reichen unmissverständlich und unmittelbar auf Kosten der Armen, so kann es in der ökonomischen Moderne dahin kommen, dass die Unproduktiven mittelbar auf Kosten der Produktiven leben und dies zudem auf missverständliche Weise, nämlich so, dass sie gesagt bekommen und glauben, man tue ihnen unrecht und schulde ihnen mehr. Tatsächlich besteht derzeit gut die Hälfte jeder Population moderner Nationen aus Beziehern von Null-Einkommen oder niederen Einkünften, die von Abgaben befreit sind und deren Subsistenz weitgehend von den Leistungen der steueraktiven Hälfte abhängt. Sollten sich Wahrnehmungen dieser Art verbreiten und radikalisieren, könnte es im Lauf des einundzwanzigsten Jahrhunderts zu Desolidarisierungen großen Stils kommen. Sie wären die Folge davon, dass die nur allzu plausible liberale These von der Ausbeutung der Produktiven durch die Unproduktiven der längst viel weniger plausiblen linken These von der Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital den Rang abläuft. Das zöge postdemokratische Konsequenzen nach sich, deren Ausmalung man sich zur Stunde lieber erspart.“ Sloterdijk plädiert in der Folge für die „Abschaffung der Zwangssteuern“ und für deren „Umwandlung in Geschenke an die Allgemeinheit“ (Peter Sloterdijk, FAZ, 13.6.2009)

4.3. Gerechtigkeit und Krise

„AK: Unbezahlte Überstunden wären 60.000 Vollzeitjobs. (ORF-Homepage, 6.5.2010)“
„SPÖ schaut drauf, dass es gerecht zugeht. Es gibt jemanden, der darauf schaut, dass es gerecht zugeht: Und das sind die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften. Die SPÖ ist den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern verpflichtet“, betonte SPÖ-Vorsitzender, Bundeskanzler Werner Faymann in seiner 1. Mai Rede vor mehr als 100.000 Besuchern in Wien. Ein eindrucksvolles Zeichen der Geschlossenheit und Stärke setzte die Sozialdemokratie, bei der traditionellen Maikundgebung am Wiener Rathausplatz. Die SPÖ wird dafür sorgen, dass jene, die in der Vergangenheit „ein bisschen zu gut verdient und zu wenig gezahlt haben, jetzt etwas mehr zahlen, wo es dringend notwendig ist, die Trümmer der Wirtschaftskrise zu beseitigen“, verdeutlichte der Bundeskanzler. Es gilt nun, europaweit gerechte Regeln zu schaffen, die dafür sorgen, dass die „Spekulanten gestoppt und die Finanzmärkte kontrolliert werden“, so Faymann. Ein klares Nein gab es an das Auseinanderdividieren der Bevölkerung: „Wir werden den Hetzern eine Absage erteilen. Und wir werden auch den einfältigen Programmen des Herrn Strache und Konsorten, die nichts anderes als Neid und Hass auf ihren Plakaten stehen haben, eine Absage erteilen“, unterstrich der Bundeskanzler. Faymann verdeutlichte ein weiteres Mal: „Ich bin froh, dass die Sozialdemokratie vom ersten Tag an gesagt hat, dass eine Koalition mit diesen Menschen ausgeschlossen ist, denn wir haben mit ihnen nichts zu tun.“ (SPÖ-Homepage, Rede des Kanzlers zum 1. Mai 2010)

4.4. Eine ernüchternde Gerechtigkeitsbilanz als (euro)imperialistischer Auftrag

„Somit bleibt auch am Ende des „sozialdemokratischen Jahrhunderts“ (Ralf Dahrendorf) für die Sozialdemokratie selbst noch viel zu tun. Den gegenwärtigen gesellschaftlichen Systemen, das zeigt sich aktuell auch in der sogenannten Finanzkrise, gelingt es immer noch nicht, die vorhandenen Möglichkeiten und Mittel, wenn schon nicht gerecht, so doch zumindest so zu verteilen, dass niemand hungert, niemand obdachlos und niemand arbeitslos sein muss.  Derzeit funktioniert das nicht einmal in den kapitalistischen Metropolen der sogenannten Ersten Welt. Ganz im Gegenteil: Weltweit herrscht ein eklatanter Widerspruch zwischen den Möglichkeiten und der Realität der gesellschaftlichen Existenz der Menschen.

Daraus ist eine massive Anforderung auch und gerade an die Sozialdemokratie ableitbar, deutlicher als je zuvor sich nicht allein auf den nationalstaatlichen Rahmen zu beschränken und die Frage der neuen Staatlichkeit zu thematisieren. Diese Diskussion muss auf der Basis eines ebenso neu verstandenen Internationalismus, der zu neuen Solidaritätsbeziehungen fähig ist, geführt werden. Sollte nach den vor 120 Jahren in Hainfeld verabschiedeten Grundsätzen „der Kampf gegen die Ausbeutung international sein wie die Ausbeutung selbst“, so müssen wir uns heute mit spezifischen Rahmenbedingungen sowohl innerhalb der EU als auch auf globaler Ebene auseinandersetzen. Die Multipolarität und damit Komplexität der Systeme mögen zugenommen haben, dessen ungeachtet ist die damit verbundene Herausforderung anzunehmen – denn die gravierenden Probleme des 21. Jahrhunderts erfordern europäische und tatsächlich internationale Lösungen. Die Sozialdemokratie wird dabei nicht ihre Grundsätze der Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität über Bord werfen – sie haben sich über die Jahrzehnte hinweg bewährt und als richtig (!, siehe obige Bilanz) erwiesen. Sie muss jedoch, wohl auch im Geiste ihrer Gründer, verstärkt österreichische, europäische und letztlich internationale Ebenen finden und gestalten.“ (Alfred Gusenbauer zum 120. Geburtstag des Hainfelder Programms, In: Die Presse, 2.1.2009)  

4.5 Gerechtigkeit for ever und parteiübergreifend: Von der immunisierenden Kraft der Trennung von Sein und Sollen und dem bleibenden Gestaltungsauftrag der Politik. 

„Chancengleichheit und Verteilungsgerechtigkeit waren während der gesamten Regierungszeit von New Labour ein wichtiges Ziel. Auch die unter David Cameron zu einer ´progressiven´, ´modernen´ Partei umgebauten Konservativen sowie die Liberaldemokraten haben diesen Werten im laufenden Wahlkampf ein hohes Gewicht beigemessen ...(Schlusssatz eines langen Artikels, der damit losgeht, dass „alle Untersuchungen zeigen, dass sich die soziale Ungleichheit in GB auch in den letzten 13 Jahren weiter leicht verstärkt hat“) Das von großen Teilen der Gesellschaft geteilte Ziel einer ,faireren´

Gesellschaft wird wohl noch lange Zeit ein Traum bleiben.“ (NZZ, 5.5.10) 

5. Gerechtigkeit als Erbauung, Trost und  Sinnstiftung

„Da streiten sich die Leut' herum
oft um den Wert des Glücks;
der eine heißt den andern dumm;
am End' weiß keiner nix.
Da ist der allerärmste Mann
dem andern viel zu reich!
Das Schicksal setzt den Hobel an
und hobelt s' beide gleich.“ (F. Raimund, Der Verschwender)

„Von allen seelischen Verschwendungen die nutzloseste ist die Gerechtigkeit. Was man an Liebe verausgabt, erhält man immerhin manchmal, wenn auch in bescheidenen Maße zurückerstattet. Für die Gerechtigkeit, die man erwies, erhält man nichts weiter als Missverstehen, Undank und am Ende noch Hohn dazu.“ (Schnitzler, Tagebuch)

Vom gerechten Gott

Der Kaukasische Kreidekreis

Etc. pp.

